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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Wüppesahl, Frau Schmidt-Bott und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/1157 — 


Datenspeicherungspraxis beim Bundeskriminalamt 
hier: Hinweise auf HlV-lnfizierte 


A. Problem 

Nach Ansicht der Antragsteller gilt: 

1. Die bekanntgewordene Speicherung von Hinweisen auf HIV- 
Positive/Aids-Kranke stellt eine erhebliche Gefährdung der be- 
stehenden Konzepte zur Bekämpfung der Immunschwäche dar. 
Während diese auf Anonymität und Vertrauen der Betroffenen 
aufbauen und integrative Hilfsangebote in den Vordergrund 
stellen, wird durch die genannte Praxis genau das Gegenteil, 
nämlich die Ausgrenzung und Stigmatisierung der HlV-Infi- 
zierten bewirkt. 

Zudem ebnet die Praxis derartiger personenbezogener Ver- 
merke, welche mit geringem Aufwand automatischer Datenver- 
arbeitung zu einer Infizierten-Datei zusammengeführt werden 
können, den Boden für die Einführung einer Aids-Meldepflicht. 
Dies steht im Widerspruch zum Beschluß der Sonderkonferenz 
der Gesundheitsminister aus Bund und Ländern vom März 
1987, wonach Aufklärung den Vorrang vor der Anwendung des 
Bundesseuchengesetzes haben solle. Diese Position ist am 
25. September 1987 nochmals bekräftigt worden, als die entge- 
gengesetzten Initiativen Bayerns im Bundesrat einstimmig zu- 
rückgewiesen wurden. 

2. Durch die Datenspeicherung wird der Vorrang der Prävention, 
wie er von den Fachministem beschlossen wurde, ausgehöhlt. 
Die Gesundheitsministerien wurden von der Speichemngspra- 
xis seit geraumer Zeit nicht in Kenntnis gesetzt, ebenso wie die 
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zur Kontrolle der Verwaltung berufenen Parlamentarier. Hier- 
durch ist nicht nur die in den Koalitionsvereinbarungen der 
Regierungsparteien beschlossene Koordinierungsbefugnis des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen und Gesund- 
heit im Bereich der Aids-Bekämpfung hintertrieben worden, es 
wurden darüber hinaus gemeinsame Absprachen mit den Bun- 
desländern unterlaufen. Die Verletzung der Informationspflicht 
gegenüber den Ländern durch das Bundesinnenministerium 
wird auch nicht durch den Verweis darauf geringer, daß die 
entsprechende Speicherung schon vor den Koalitionsabspra- 
chen angeordnet worden ist. 

3. Die politische Verantwortung des Bundesinnenministeriums 
wird nicht durch den Verweis auf die Verantwortung der Bun- 
desländer für die Einstellung von Datensätzen in das INPOL- 
System verringert. Vielmehr hat zumindest der Bundesgrenz- 
schutz — wenn nicht auch das Bundeskriminalamt in eigenen 
Ermittlungszuständigkeiten — in mehreren Fällen HIV-Hin- 
weise in INPOL eingespeichert. Daneben besteht eine direkte 
Verantwortung der Bundesregierung für die Praxis insofern, als 
der Präsident des Bundeskriminalamtes sich — gegen die 
„rechtlichen Bedenken" der von der Innenministerkonferenz 
eingesetzten Arbeitsgruppe — persönlich, nachdrücklich für 
eine umfassende Speicherung von HlV-Vermerken eingesetzt 
hat. 

4. Für diese Praxis besteht keine ausdrückliche Rechtsgrundlage. 
Sofern bis zu deren Schaffung unerläßliche Polizeimaßnahmen 
überhaupt noch auf den sog. Übergangsbonus gestützt werden 
können, ist die Speicherungspraxis auf jeden Fall aufgrund der 
Verletzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes rechtswidrig. 
Dies gilt insbesondere, soweit die für diese Polizeipraxis Verant- 
wortlichen damit eingestandener Maßen die sog. Aids-Risiko- 
gruppen wie Drogenabhängige oder Homo- und Bisexuelle bes- 
ser überwachen wollen. 

Die Unverhältnismäßigkeit und innere Unlogik der fraglichen 
Maßnahmen ergibt sich ferner aus dem Umstand, daß die HIV- 
Hinweise bei Dateiabfragen nicht nur den zur Fahndung einge- 
setzten Polizeibeamten zugänglich sind, welche mit dieser In- 
formation geschützt werden sollen, sondern jeglichen Abfra- 
gern dieses Personendatensatzes auch aus anderen Anlässen. 

5. Die Datenspeicherungspraxis wird dem damit verfolgten 
Schutzzweck nicht gerecht. Die von seiten der Polizei angeführ- 
ten Situationen abstrakter Gefährdung bleiben unbelegbar. 
Zum anderen wird eine womöglich gefährliche Scheinsicher- 
heit erzeugt, da der Polizei ohnehin nur eine Quote von unter 
1 % der HlV-Infizierten bekannt wird. Ferner hätten andere 
Berufsgruppen — etwa die Rettungsorganisationen — nach den 
Besonderheiten ihres Dienstes sehr viel mehr Anlaß zu Schutz- 
maßnahmen gegen die HIV-Ansteckung, sofern solche über- 
haupt gerechtfertigt wären. Diese haben jedoch durchweg we- 
gen praktischer und rechtlicher Bedenken auf vergleichbare 
Datenspeicherungen verzichtet. Schließlich drohen die Beam- 
ten den Sicherheitsbehörden durch diese Praxis — jedenfalls in 
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der öffentlichen Meinung — weiter in die Rolle der Seuchen- 
und Kondom-Polizei gedrängt zu werden. 

6. Die Herkunft und Verläßlichkeit der gespeicherten Hinweise 
auf HlV-Infektionen ist zumindest zweifelhaft. Ob diese über- 
haupt auf Untersuchungen oder nur Vermutungen zurückge- 
hen, ist ebenso ungewiß wie die Rechtsgrundlagen für etwaige 
Tests sowie die Übermittlung der daraus gewonnenen Erkennt- 
nisse an die Polizei zulässig sein kann. Einheitliche und solide 
Maßstäbe für die Anforderungen an die Validität der gespei- 
cherten HIV-Hinweise konnten zudem bis heute auch von der 
Polizei bzw. der Innenministerkonferenz nicht festgelegt wer- 
den. 


B. Lösung 

Die Antragsteller begehren eine Entschließung, in der der Deut- 
sche Bundestag die unter A, Ziffern 1 bis 6, genannten Punkte 
feststellt und aus den dort genannten Gründen die verantwortli- 
chen Innenminister in Bund und Ländern auffordert, die Erfassung 
und Speicherung von HlV-Infizierten in polizeilichen Dateien so- 
fort ersatzlos abzuschaffen und die entsprechenden Vermerke zu 
löschen. 

Der federführende Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 11/1157 — abzulehnen. 

Bonn, den 9. Februar 1989 

Der Innenausschuß 

Bemrath Dr. Blens Wartenberg (Berlin) Dr. Hirsch 

Vorsitzender Berichterstatter 


Frau Schmidt-Bott 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Biens, Wartenberg (Berlin), Dr. Hirsch und 
Frau Schmidt-Bott 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag der Abge- 
ordneten Wüppesahl, Frau Schmidt-Bott und der 
Fraktion DIE GRÜNEN in seiner 55. Sitzung am 
21. Januar 1988 zur federführenden Beratung an den 
Innenausschuß sowie zur Mitberatung an den Aus- 
schuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
überwiesen. 

Der Ausschtiß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit hat in seiner Sitzung am 12. Oktober 1988 
einstimmig mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP und DIE GRÜNEN folgendes Votum 
an den federführenden Innenausschuß beschlossen: 

1. Der Ausschuß für Jugend, Famihe, Frauen und Ge- 
sundheit des Deutschen Bundestages hat den Be- 
richt des Bundesministeriums des Innern über den 
Beschluß des Arbeitskreises II der Ständigen Kon- 
ferenz der Innenminister und -Senatoren vom 
6./7. September 1988 zur Kenntnis genommen. Er 
begrüßt, daß dieser Beschluß das Mehrheitsvotum 
der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der 
Länder vom 7. Dezember 1987 nunmehr weitge- 
heiidl berücksichtigt. Dies gilt allerdings nicht in 
genügendem Maß für die Forderung, den Hinweis 
auf eine Ansteckungsgefahr durch die betreffende 
Datei auf die Fälle der Eigensicherung zu be- 
schränken. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit ist der Auffassung, daß der Hinweis „Vor- 
sicht Blutkontakt" bei der HlV-Infektion ganz ent- 
fallen sollte. Die Uneinheitlichkeit der Sachver- 
ständigenaussagen über die angebliche Anstek- 
kungsgefahr für Polizeibeamte, die unterschiedli- 
che Handhabung in den einzelnen Ländern sowie 
das Fehlen jeglicher Beispielsfälle belegen, daß 
eine reale Gefahr einer HIV- Infizierung hier nicht 
erkennbar ist. Maßnahmen, die grundlose Ängste 
festschreiben, anstatt ihnen durch sachgerechte In- 
formation entgegenzutreten, schaden aber der 
AIDS-Bekämpfung, anstatt sie zu fördern. 

2. Wenn der Innenausschuß sich dieser Auffassung 
nicht sollte anschließen können, bittet der Aus- 
schuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
den Innenausschuß, dafür einzutreten, daß für den 
Fall der Speicherung des personengebundenen 
Hinweises „Vorsicht Blutkontakt" die Datei diesen 
Hinweis bei der HlV-Infektion nur dann ausgibt, 
wenn dies zur Eigensicherung des Beamten erfor- 
derlich ist. Diese Beschränkung der Auskünfte der 
in Betracht kommenden Dateien muß in jedem Fall 
gewährleistet sein. 

3. Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit bittet den Innenausschuß, bei seiner Be- 


schlußfassung zur Datenspeicherung des HIV-Hin- 
weises zu berücksichtigen, daß bei der Wahrneh- 
mung staaüicher Aufgaben kein unnötiger Gegen- 
satz zwischen dem Schutz der Gesunden vor An- 
steckung und der Fürsorge für die Betroffenen her- 
gestellt wird und im Rahmen polizeilicher Aufga- 
benstellungen getroffene Maßnahmen sich in die 
Gesamtstrategie zur AIDS-Bekämpfung einfügen. 

Der Innenausschuß hat den Antrag in seinen Sitzun- 
gen am 4. Mai 1988 und am 23. November 1988 bera- 
ten. Zudem hat er sich in seinen Sitzungen am 22. Juni 
1988 und am 12. Oktober 1988 durch die Bundesre- 
gierung über die Speicherung von Daten AIDS-Infi- 
zierter im polizeilichen Informationssystem berichten 
lassen und sich am 12. Oktober 1988 zugleich mit dem 
Votum des Ausschusses für Jugend, Famüie, Frauen 
und Gesimdheit befaßt. Das Thema Speicherung von 
Daten AIDS -Infizierter im polizeilichen Informations- 
system wurde außerdem im Rahmen von Berichter- 
stattergesprächen zu dem achten und neunten Tätig- 
keitsbericht des Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz (Drucksachen 10/4690 und 10/6816) im Zeit- 
raum vom 14. Januar bis zum 16. Juni 1988 behan- 
delt. 

Der Innenausschuß hat mit den Stimmen der Koah- 
tionsfraktionen, gegen die Stimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN, bei Enthaltung der Fraktion der SPD be- 
schlossen, dem Deutschen Bundestag die Ablehnung 
des Antrags zu empfehlen. 


11 . 

Der Innenausschuß hat sich sowohl im Rahmen der 
Berichterstatterrunden zum achten und neunten Tä- 
tigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den Da- 
tenschutz als auch in den Ausschußsitzungen am 

4. Mai, 22. Juni, 12. Oktober und 23. November 1988 
durch die Bundesregierung über die derzeitige Spei- 
cherungspraxis und die Bestrebungen hinsichüich de- 
ren Einschränkung und Vereinheitlichung unterrich- 
ten lassen und jeweils die Meinung des Bundesbeauf- 
tragten für den Datenschutz hierzu gehört. 

Seitens der Bundesregierung wurde vor dem Innen- 
ausschuß die Position vertreten, daß sich mit der wei- 
teren Ausbreitung der Krankheit AIDS die Notwen- 
digkeit ergeben habe, Maßnahmen zum Schutz der 
Polizeibeamten zu treffen. Die Konferenz der Innen- 
minister und -Senatoren der Länder habe deshalb mit 
Beschluß vom 3. Oktober 1986 einstimmig festgestellt, 
daß aus Gründen der Fürsorge für Polizeibeamte, die 
mit HlV-Infizierten in Kontakt kommen könnten, in 
bestimmten Fällen eine Speicherung des Hinweises 
auf eine solche Infizierung erfolgen müsse. Dieser Be- 
schluß beziehe sich auf diejenigen Infizierten, die be- 


5 



Drucksache 11/4232 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


reits aus anderen Gründen im INPOL-System nach 
Maßgabe der einschlägigen KpS- Richtlinien erfaßt 
seien. 

In den Berichterstatterrunden zum achten und neun- 
ten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz sowie in den Sitzungen des Innenaus- 
schusses am 4. Mai und 22. Juni 1988 berichtete die 
Bundesregierung, die Konferenz der Innenminister 
und -Senatoren der Länder habe den Arbeitskreis II 
beauftragt, unter Beteiligung der Datenschutzbeauf- 
tragten Kriterien für eine Speicherung zu erarbeiten. 
Dieser habe hierfür eine Ad hoc- Arbeitsgruppe ein- 
gesetzt. Die Ad hoc-Arbeitsgruppe habe nach zwei- 
maliger Erörterung der Angelegenheit mit dem Ar- 
beitskreis Sicherheit der Konferenz der Datenschutz- 
beauftragten einen Bericht vorgelegt. 

Der Arbeitskreis II habe daraufhin in seiner Sitzung 
am 1./2. Februar 1988 einen Beschluß gefaßt, der 
durch zahlreiche abweichende Auffassungen einzel- 
ner Länder zu wichtigen Teilen des Beschlusses ge- 
kennzeichnet sei und für eine Verwendung in der Pra- 
xis deshalb nicht geeignet gewesen sei. Vor allem aus 
diesem Grund habe die Innenministerkonferenz die 
Angelegenheit zur nochmaligen Beratung an den 
Arbeitskreis II zurückverwiesen. Der Arbeitskreis II 
habe eine Arbeitsgruppe unter Vorsitz von Rheinland- 
Pfalz unter Beteiligung des Bundes und aller Länder 
eingesetzt, die sich mit der Gesamtproblematik der 
Speicherung von personengebundenen Hinweisen in 
INPOL einschließlich des Hinweises auf eine HIV- 
Infizierung befassen sollte. Die Innenministerkonfe- 
renz habe es hinsichtlich des Bereiches AIDS für erfor- 
derlich gehalten, aufgrund der sehr großen Gefähr- 
dung, die in polizeilicher Hinsicht gesehen werde, mit 
der Speicherung zu beginnen, bevor eine Abstim- 
mung mit den Datenschutzbeauftragten abgeschlos- 
sen sei. Die bisherige Praxis beruhe auf den Errich- 
tungsanordnungen für die INPOL- Anwendung. Diese 
sähen ganz konkret vor, in welchen Anwendungen 
welcher personengebundene Hinweis gespeichert 
werden dürfe. Es bestehe eine anwendungsbezogene 
Beschränkung. 

In der Innenausschußsitzung am 12. Oktober 1988 
wurde seitens der Bundesregierung dargelegt, daß 
die Innenministerkonferenz sich in ihrer Sitzung am 
6./7. Oktober 1988 mit dem gesamten Bereich der per- 
sonengebundenen Hinweise befaßt habe und in die- 
sem Rahmen auch mit dem personengebundenen 
Hinweis ANST- Vorsicht Blutkontakte, der Auskunft 
über eine HlV-Infektion gebe. In dieser Sitzung sei 
einstimmig ein Beschluß gefaßt worden, der den Vor- 
schlägen des Arbeitskreises II vom 6./7. September 
1988 sowie den Vorschlägen der von diesem Arbeits- 
kreis eingesetzten Bund/Länder-Arbeitsgruppe ent- 
spreche. Der Beschluß habe zum Inhalt, daß die Ent- 
scheidung darüber, ob eine Speicherung des Hinwei- 
ses auf HIV- Infizierung erfolge, in das Ermessen der 
jeweils einspeichernden Stelle, sei es Bund oder Land, 
gestellt sei. Sofern eine Stelle Speicherungen vor- 
nehme, solle dies mit Ausnahme der Laufzeit nach 
den gleichen Kriterien erfolgen wie bei den übrigen 
Hinweisen auf Ansteckungsgefahr. Danach dürfe der 
Hinweis auf eine Ansteckungsgefahr „ANST- Vor- 
sicht Blutkontakte" nur gespeichert werden, wenn 


ärztliche oder amtliche Hinweise oder Angaben des 
Betroffenen selbst hinsichtlich einer HIV- Infizierung 
vorlägen. Die Speicherung des Hinweises dürfe nur in 
den INPOL- Anwendungen Datei Kriminalaktennach- 
weis, Personenfahndung, Erkennungsdienstdatei und 
Falldatei Rauschgift erfolgen. Speicherung und Über- 
mittlung des Hinweises erfolgten ausschließlich zu 
dem Zweck der Eigensicherung der Polizeibeamten. 
In dem Beschluß der Innenministerkonferenz werde 
betont, daß dem Grundsatz der Erforderlichkeit hier- 
bei besondere Bedeutung zukomme. In Ziffer 7 des 
Beschlusses des Arbeitskreises II sei klargestellt, daß 
die Übermittlung nur zu dem Zweck zulässig sei, zu 
dem die Speicherung erfolgt sei. Es würden datenver- 
arbeitungstechnische Vorkehrungen gefordert, die si- 
cherstellen sollten, daß der Hinweis auf eine HlV-Infi- 
zierung wie auch jeder andere personengebundene 
Hinweis bei einer INPOL- Abfrage nur aus den Da- 
teien übermittelt werde, in denen er geführt werde. 
Zudem solle sichergestellt werden, daß die Herkunft 
des personengebundenen Hinweises unmittelbar aus 
dem Datensatz ersichtlich sei. Mit diesen von der In- 
nenministerkonferenz einstimmig abgesegneten Re- 
gelungen sei ein sachgerechter Ausgleich zwischen 
dem Schutz der Polizeibeamten vor einer Ansteckung 
im Einsatz und den schutzwürdigen Interessen der 
Betroffenen erzielt worden. Für die Polizeibeamten 
bedeute es eine Hilfe, einen konkreten Hinweis zu 
haben. Es sei versucht worden, hinsichtlich der Kon- 
kretisierung der Voraussetzungen für eine Einspei- 
cherung auch die Beratungsergebnisse des Innenaus- 
schusses in die Beratungen des Arbeitskreises II ein- 
zubeziehen. Weggefallen seien die Angaben von na- 
hen Verwandten und Ehegatten, da hier mit denun- 
ziatorischen Angaben gerechnet werden müßte. Vor- 
aussichtlich Mitte des nächsten Jahres sei mit einer 
Trennung der personengebundenen Hinweise vom 
Personendatensatz zu rechnen. 

In der Sitzung des Innenausschusses am 23. Novem- 
ber 1988 wurde seitens der Bundesregierung hinsicht- 
lich der Verfahrensweise in den Bundesländern be- 
richtet, die Stadt Hamburg speichere das HIV-Merk- 
mal nur in der Fahndungsdatei in Verbindung mit 
dem Merkmal „gewalttätig". Aus Bremen, Nordrhein- 
Westfalen und Rheinland-Pfalz sei mitgeteilt worden, 
daß man sich künftig an der Zuspeicherung nicht 
mehr beteiligen werde. Von anderen Ländern stün- 
den die Auskünfte noch aus. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat im 
wesentlichen die Positionen vertreten, die in dem Be- 
schluß der Konferenz der Datenschutzbeauftragten 
des Bundes und der Länder vom 15. November 1985 
zur Speicherung personengebundener Hinweise im 
INPOL-System (Drucksache 10/4690, S. 72) sowie in 
dem Beschluß der Konferenz der Datenschutzbeauf- 
tragten vom 7. Dezember 1987 zur Speicherung per- 
sonenbezogener AIDS-Daten in polizeilichen Infor- 
mationssystemen (Drucksache 11/1693, S. 104) ent- 
halten sind. Er hat hervorgehoben, daß auch im Rah- 
men der Datenschutzkonferenz am 7. Dezember 1987 
erhebliche Zweifel daran geäußert worden seien, ob 
die Speicherung des Merkmals ANST-Vorsicht Blut- 
kontakte ein geeignetes Mittel sei, um Gefährdungen 
von Polizeibeamten abzuwenden. 
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Im Rahmen der Berichterstatterrunden zum achten 
und neunten Tätigkeitsbericht des Bundesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz sowie in der Sitzung des 
Innenausschusses am 4. Mai 1988 bemängelte der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz zudem, der 
Beschluß des Arbeitskreises II vom 172. Februar 1988 
beinhalte keine Lösung des Problems, daß personen- 
gebundene Hinweise beim Personendatensatz ge- 
speichert würden. Die Daten erschienen bei jedem 
Abruf des Datensatzes unabhängig davon, ob dies für 
den jeweiligen Zweck erforderlich sei. Er halte das 
derzeit geübte Verfahren datenschutzrechtlich nicht 
für zulässig. Es sei sinnvoll, daß der Ausschuß be- 
stimmte Vorgaben für die Innenministerkonferenz 
gebe. In der Sitzung des Innenausschusses am 12. Ok- 
tober 1988 beanstandete er, daß der Beschluß der In- 
nenministerkonferenz vom 6./7. Oktober 1988 in we- 
sentlichen Punkten von den Grundsätzen der Daten- 
schutzbeauftragten abweiche. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN und der fraktionslose Ab- 
geordnete Wüppesahl stützten in der Sitzung des In- 
nenausschusses am 4. Mai 1988 ihren Antrag darauf, 
daß die derzeitige Praxis der Speicherung von Hin- 
weisen auf HlV-Infizierte verfassungswidrig sei und 
lediglich der Stigmatisierung der Betroffenen diene. 
Es gebe fachlich und medizinisch keine vernünftigen 
Argumente für eine Speicherung des HIV-Merkmals 
zum Schutz von Polizeibeamten. Die behauptete Si- 
cherheit für Polizeibeamte sei ledighch eine Scheinsi- 
cherheit. Durch die Art, wie die Informationen hin- 
sichtlich des HIV-Merkmals zustande kämen und un- 
geprüft übernommen würden, werde der Denun- 
ziation Tür und Tor geöffnet. Eine Lösung, so wie sie 
von den Datenschutzbeauftragten mehrheitlich vor- 
geschlagen worden sei, sei nicht sinnvoll. Mit einer 
Entschließung im Sinne des Antrags solle erreicht 
werden, daß die derzeitige Praxis — zumindest so- 
lange innerhalb der Innenministerkonferenz keine 
Einigkeit bestehe — nicht weiter erfolgen könne. 
Der Innenausschuß solle hiermit eine politische Vor- 
gabe an die Innenministerkonferenz machen, de- 
ren Beratungen sich wohl noch länger hinziehen 
würden, da einige Länder ihre Praxis nicht ändern 
wollten. 

In der Innenausschußsitzung am 22. Juni 1988 wurde 
seitens der Fraktion DIE GRÜNEN mündlich bean- 
tragt, daß der Innenausschuß folgenden Beschluß 
fasse: „Die Innenminister in Bund und Ländern wer- 
den auf gefordert, die Erfassung und Speicherung von 
HlV-Infizierten in polizeilichen Dateien sofort ersatz- 
los abzuschaffen und die entsprechenden Vermerke 
zu löschen". Der Antrag wurde wiederum damit be- 
gründet, es gehe im wesentlichen darum, daß der In- 
nenausschuß Stellung beziehe und damit Konsequen- 
zen für die Minister der Länder und den Bundesinnen- 
minister herbeiführe. Es sei nicht hinnehmbar, daß die 
Speicherungen weiterhin vorgenommen würden. Sie 
seien sinnlos, zumal Polizisten hierdurch nicht wirk- 
sam geschützt werden könnten, da die Personen, mit 
denen sie es zu tun hätten, oftmals unbekannt oder die 
Datei nicht mehr auf den neuesten Stand sei. Dieser 
Antrag wurde mit den Stimmen der Koalitionsfraktio- 
nen, gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 


In der Sitzung des Innenausschusses am 12. Oktober 
1988 sprach die Fraktion DIE GRÜNEN sich dafür aus, 
dem Votum des Ausschusses für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit hinsichtlich seiner Ziffer 1 zu 
folgen. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde festgestellt, 
daß nach Ziffer II des Antrags der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN in Drucksache 11/1157 die Erfassung und Spei- 
cherung von HlV-Infizierten in polizeilichen Dateien 
ersatzlos abgeschafft und die entsprechenden Ver- 
merke gelöscht werden sollten. Dieser Radikallösung 
werde ebenso wie dem Antrag im übrigen nicht zuge- 
stimmt. Es existiere keine AIDS-Datei, sondern es 
werde lediglich bei Personen, deren Daten aus einem 
polizeilichen Grund in INPOL eingestellt würden, 
z. B. weil nach ihnen gefahndet werde, der Vermerk 
„Vorsicht Blutkontakte" hinzugefügt. Es gebe zudem 
keine Möglichkeit, mit dem Suchwort „AIDS" oder 
„Vorsicht Blutkontakte" etwas einer AIDS-Datei ähn- 
liches abzufragen. Die Zahl der gespeicherten Ver- 
merke sei relativ gering. Von einer AIDS-Datei zu 
sprechen sei in Anbetracht dieser Fakten falsch. Man 
sei der Meinung, daß insbesondere zum Schutz von 
Vollzugsbeamten, die in Körperkontakt mit Men- 
schen kämen oder kommen könnten, die in der Datei 
gespeichert seien, der Hinweis durchaus angebracht 
sei. Nur dies rechtfertige die Speicherung und den 
Abruf aus der Datei. Man müsse vernünftige Regeln 
dafür wählen, wann und unter welchen Umständen 
dieses Datum zugänglich sein solle. Dafür hätten die 
Datenschutzbeauftragten insbesondere in ihrem Be- 
schluß vom 7. Dezember 1987 akzeptable Vorschläge 
gemacht, indem sie unter anderem forderten, daß es 
sich um ein rechtmäßig erlangtes, belegtes Datum 
handeln müsse, und der Abruf einsatzbezogen sein 
müsse. Eine einheitliche Handhabung sei wünschens- 
wert. Die Entscheidung hinsichtlich des ganz über- 
wiegenden Teils der polizeilichen Arbeit liege jedoch 
nicht beim Bund, sondern bei den Innenministerien 
der Länder, so auch die Entscheidung darüber, wel- 
che Merkmale in INPOL gespeichert würden. Der Be- 
schluß der Innenministerkonferenz vom 6./7. Oktober 
1988 enthalte Kriterien, die einem Teil der Forderun- 
gen der Datenschutzbeauftragten entsprächen. Zu 
bedenken sei jedoch auch, ob der Schutz der Polizei- 
beamten nicht dadurch beeinträchtigt sei, daß die 
Speicherung des Merkmals ANST-Vorsicht Blutkon- 
takte in das Ermessen der Länder gestellt sei. Man 
solle sich, da die Länder durch den Beschluß der In- 
nenministerkonferenz nicht gebunden seien, in weni- 
gen Wochen seitens des Bundesministers des Innern 
erneut darüber unterrichten lassen, wie in den einzel- 
nen Bundesländern verfahren werde. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde erklärt, die Spei- 
cherung personengebundener Hinweise auf HlV-Infi- 
zierte werde grundsätzlich abgelehnt. Es müsse je- 
doch zumindest eine Einigung auf die Grundsätze er- 
folgen, die die Datenschutzbeauftragten am 15. No- 
vember 1985 und am 7. Dezember 1987 beschlossen 
hätten, um den Kreis derjenigen, die in die Datei auf- 
genommen würden, stark einzuschränken. Die Da- 
tenschutzbeauftragten hätten generell eine Zweck- 
eignung der Speicherung des Merkmals ANST-Vor- 
sicht Blutkontakte bezweifelt. Sie hätten gefordert, 
daß einer Speicherung jedenfalls gesicherte Erkennt- 
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nisse hinsichtiich einer HlV-Infektion vorausgehen 
müßten. Es müsse eine Ausschreibung zur Fahndung 
vorliegen. Zudem müsse es sich um einen Gewalttäter 
handeln. 

In der Sitzung des Innenausschusses am 22. Juni 1988 
wurde ebenso wie von der Fraktion DIE GRÜNEN 
auch seitens der Fraktion der SPD der Antrag gestellt, 
die Speicherung von Hinweisen auf HlV-Infizierte 
einzustellen. Der Antrag wurde damit begründet, daß 
der Bimdesminister des Innern in den weiteren Ver- 
handlungen des Arbeitskreises II diese Position des 
Innenausschusses vertreten solle. Hauptsächhcher 
Grund für die Ablehnung der Speicherung des Merk- 
mals ANST-Vorsicht Blutkontakte sei die mangelnde 
Zweckeignung. Pohzeibeamte könnten anhand der 
Speicherung nicht wirksam geschützt werden. Inner- 
halb der Fraktion der SPD und des Parteivorstandes 
seien zwei Kommissionen zu diesem Thema gebildet 
worden. Beide seien zu dem Ergebnis gekommen, daß 
eine solche Speicherung nicht notwendig sei. Die 
Speicherung führe jedoch zu Ängstigung und werde 
die Testbereitschaft zurückgehen lassen. Deswegen 
werde der Bundesminister des Innern gebeten, darauf 


Bonn, den 9. Februar 1989 


hinzuwirken, daß eine solche Speicherung nicht mehr 
erfolge. Der Antrag wurde mit den Stimmen der Koaü- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

In der Sitzung des Innenausschusses am 12. Oktober 
1988 wurde seitens der Fraktion der SPD bemän- 
gelt, der Beschluß der Innenministerkonferenz vom 
6./7. Oktober 1988 sei ledighch Ausdruck dessen, daß 
die Länder sich nicht einigen könnten. Eine Ungleich- 
behandlung der Bürger in den einzelnen Bundeslän- 
dern sei in Verbindimg mit dem schwerwiegenden 
Eingriff der Speicherung nicht hinnehmbar. Die Spei- 
cherungskriterien seien viel zu weit gefaßt. Der In- 
nenausschuß solle sich das Votum des Ausschusses 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit zumin- 
dest hinsichtlich seiner Ziffer 1 zu eigen machen, da 
dieses eine gute Grundlage bilde. 

Entscheidend sei, wie die Länder sich in Zukxmft ver- 
hielten. Dies solle im Zusammenhang mit dem Thema 
„personengebundene Hinweise" im Innenausschuß 
weiter diskutiert werden. 


Dr. Blens Wartenberg (Berlin) Dr. Hirsch Frau Schmidt-Bott 

Berichterstatter 
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